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7. Wahlperiode 

28.11.73 
Sachgebiet 233 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mick, Dr. Schneider, Orgaß, Dr. Müller-Hermann und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Krise im Wohnungsbau 


Von der Hochzinspolitik der Deutschen Bundesbank und den 
weiteren Maßnahmen zur Konjunkturdämpfung ist der Woh- 
nungsbau in besonderem Maße betroffen. Insbesondere ist der 
soziale Wohnungsbau weitgehend zum Erliegen gekommen. In 
vielen Gebieten fließen die öffentlichen Wohnungsbauförde- 
rungsmittel nicht mehr zügig ab, da den Bauherren infolge der 
außergewöhnlich hohen Hypothekenzinsen eine tragbare Fi- 
nanzierung und die Einhaltung der für den sozialen Wohnungs- 
bau maßgebenden Mietobergrenze nicht möglich ist. Auch 
der freifinanzierte Wohnungsbau ist stark rückläufig. Da- 
zu hat insbesondere auch die Aussetzung des § 7 b des Einkom- 
mensteuergesetzes bis zum 30. April 1974 beigetragen. Viel- 
fach stehen Eigentumswohnungen leer, und zwar auch dort, wo 
noch ein erheblicher Wohnungsbedarf der einkommensschwä- 
cheren Teile der Bevölkerung vorhanden ist. Die genaue Zahl 
der leerstehenden Wohnungen ist nicht bekannt. Die Schätzun- 
gen schwanken zwischen 50 000 und 120 000 Wohnungen. Es 
muß damit gerechnet werden, daß diese Zahl sich in den näch- 
sten Monaten noch weiter erhöhen wird. Da diese leerstehen- 
den Wohnungen in der Bevölkerung ein allgemeines Ärgernis 
erregen, ist vorgeschlagen worden, daß unvermietbare freifinan- 
zierte Wohnungen nachträglich in Sozialwohnungen umge- 
wandelt werden. Gemäß § 88 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes könnten die Bewilligungsstellen schon heute in Ausnahme- 
fällen so verfahren. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat in einem Referat anläßlich des XII. Königsteiner Ge- 
sprächs am 10. September 1973 (Bulletin Nr. 110 S. 1093 f.) er- 
klärt, daß er zusammen mit den Ländern prüfen werde, ob diese 
Art der Gewinnung von Sozialwohnungen nicht noch ausgebaut 
werden kann. Das gleiche Problem stellt sich auch für angefan- 
gene, aber im Bau steckengebliebene freifinanzierte Neubau- 
wohnungen. 
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Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
unternehmen, daß in der Bauwirtschaft der Auftragsmangel 
in einer beunruhigenden Weise zunimmt, die Kapazitäten 
der Bauwirtschaft nicht mehr ausgeschöpft werden, immer 
mehr Baufirmen in Zahlungsschwierigkeiten geraten und 
die Gefahr einer größeren Arbeitslosigkeit nicht mehr von 
der Hand zu weisen ist? 

2. Wie hoch ist 

a) die Zahl der Wohnungsbauunternehmen, 

b) die Zahl der Bauunternehmen, 

die bisher ihre Zahlungen einstellen mußten und in Kon- 
kurs geraten sind oder den Konkurs durch ein Vergleichs- 
verfahren abwenden mußten? Wie hoch ist die Zahl der 
Arbeitnehmer, die dadurch bisher ihren Arbeitsplatz ver- 
loren haben? 

3. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Zeit gekom- 
men ist, die konjunkturelle Grobsteuerung auf eine Fein- 
steuerung umzustellen, und welche geeigneten Maßnahmen 
gedenkt die Bundesregierung im Hinblick auf die Lage der 
Bauwirtschaft und speziell des Wohnungsbaus zu ergrei- 
fen? 

4. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu dem 
Vorschlag, daß im sozialen Wohnungsbau öffentliche Mit- 
tel in erhöhtem Umfang eingesetzt werden sollten, um wie- 
der zu Mieten zu gelangen, die für die einkommensschwä- 
cheren Schichten der Bevölkerung tragbar sind? 

5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die angekün- 
digte zusätzliche Bereitstellung von Zinszuschußmitteln für 
die Förderung von 50 000 Sozialwohnungen in Höhe von 
60 Mio DM ausreicht, um dem zu erwartenden weiteren dra- 
stischen Rückgang des sozialen Wohnungsbaus Einhalt zu 
gebieten? 

6. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu dem 
Vorschlag, für fertiggestellte, aber leerstehende freifinan- 
zierte Wohnungen, sofern sie geeignet sind, auf Dauer der 
Wohnraumversorgung breiten Schichten der Bevölkerung 
zu dienen, nachträglich öffentliche Aufwendungsbeihilfen 
für einen befristeten Zeitraum unter gleichzeitiger Unter- 
werfung unter die gesetzlichen Bindungen zu gewähren? 

7. Hält die Bundesregierung es für zweckmäßig, daß diese 
Wohnungen dem sog. gehobenen sozialen Wohnungsbau 
nach § 88 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes zugeführt 
werden oder würde sie der Umwandlung in echte öffent- 
lich geförderte Wohnungen mit höherem Subventionsauf- 
wand den Vorzug geben? 
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Ist die Bundesregierung im letztgenannten Falle bereit, auf 
die Länder einzuwirken, daß im Hinblick auf die gegen- 
wärtige Ausnahmesituation die Wohnungsbauförderungs- 
bestimmungen der Länder dahin geändert werden, daß in 
diesen Fällen öffentliche Mittel auch noch nach der Bezugs- 
fertigkeit bewilligt werden können? 

8. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß auch im Bau 
stecken gebliebene freifinanzierte Wohnungen nachträglich 
in gleicher Weise gefördert werden sollten, um Fehlinvesti- 
tionen zu verhindern? 

9. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu den 
Vorschlägen, den § 7 b zumindest für den Bau von Eigen- 
heimen und eigengenutzten Eigentumswohnungen vorzei- 
tig entweder im ganzen Bundesgebiet oder regional wieder 
in Kraft zu setzen? 

10. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu dem 
Vorschlag, auf die Deutsche Bundesbank dahin einzuwir- 
ken, daß die Mindestreserven der Realkreditinstitute her- 
abgesetzt werden, soweit aus diesen Mitteln zinsgünstige 
Hypotheken für den Wohnungsbau vergeben werden? 


Bonn, den 28. November 1973 


Mick 

Dr. Schneider 
Orgaß 

Dr. Müller-Hermann 
Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Narjes 
Niegel 
Nordlohne 
Schmöle 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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